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Einführung 

Mit Art. 3 Abs. 2 des Bonner Grundgesetzes hat der Grundsatz der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern zum ersten Male in der deutschen Ver-
fassungsgeschichte in einer umfassenden und für alle Staatsgewalten verbind-
lichen Formulierung Eingang in eine deutsche Verfassung gefunden. Damit 
wurde, so schien es, im Jahre 1949 eine Entwicklung wieder aufgenommen 
und zum Abschluß geführt, die mit den Forderungen der historischen Frauen-
bewegung im 19. Jahrhundert begonnen hatte, und die schon in der Verfassung 
des Deutschen Reiches von 1919 ein leises Echo gefunden hatte, bis sie durch 
den Nationalsozialismus unterbrochen und ihrer ersten Erfolge wieder 
beraubt worden war. Auch die fortschreitende Umgestaltung der Rechtsord-
nung, die sich nach 1949 im Gefolge der neuen Verfassungsbestimmung voll-
zog - häufig allerdings erst unter Mitwirkung des Bundesverfassungsgerichts -, 
schien die normative Kraft der Vorschrift nachdrücklich zu bestätigen. Doch 
im Laufe der Zeit wurde deutlich, daß diese Egalisierung im Recht eine Ver-
änderung der sozialen Lage der Frauen, der realen Gegebenheiten ihrer politi-
schen Einflußmöglichkeiten und ihrer beruflichen Existenz, nicht in gleichem 
Maße zur Folge hatte. Frauen befinden sich vielfach auch heute noch in der 
sozialen Position einer Minderheit, obwohl sie die Mehrheit der Bevölkerung, 
der Wahlberechtigten und der Wähler bilden, und eine deutliche Unterreprä-
sentation von Frauen bestimmt zumindest auf den höheren Ebenen der politi-
schen und wirtschaftlichen Hierarchien auch weiterhin das Bild - die Ziele der 
historischen Frauenbewegung sind bis heute nicht erreicht. 

Die Suche nach einem Ausweg aus dieser Situation hat schließlich zu dem 
Vorschlag geführt, Frauen in der Konkurrenz mit Männern während einer 
Übergangszeit und im Gegensatz zu dem bloß "negativen" Verbot der 
Ungleichbehandlung durch eine gezielte, "positive", Förderung zu unterstüt-
zen. Dies soll auch die Abweichung vom Grundsatz der Rechtsgleichheit der 
Geschlechter, d. h. Maßnahmen "positiver" oder "umgekehrter Diskriminie-
rung" zur Frauenförderung, einschließen. 

Das Kernstück dieses Konzepts bilden "Quotenregelungen", die die Präsenz 
von Frauen in denjenigen beruflichen und politischen Positionen erhöhen sol-
len, in denen Frauen bis heute kaum in Erscheinung treten, "unterrepräsen-
tiert" sind. Quotenregelungen räumen ihnen in der Konkurrenz um solche 
Positionen eine rechtliche Vorzugsstellung ein und sollen insbesondere private 
und öffentliche Arbeitgeber, Parteien, Hochschulen oder Wähler dazu ver-
pflichten, so lange konkrete Entscheidungen für Frauen und gegen Männer zu 
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fällen, bis in den defizitären Bereichen ein vorgeschriebener Mindestanteil 
von Frauen erreicht ist. 

Die rechtliche Gleichstellung von Frauen und Männern - obschon gerade 
sie der bisher deutlichste Erfolg der politischen Bewegung für die Verwirkli-
chung der Gleichheit der Geschlechter ist - vermag nach diesem Konzept die 
Unterrepräsentation von Frauen nicht abzubauen, solange eine allzu krasse 
Diskrepanz zwischen Verfassungsrecht und sozialer Wirklichkeit die egalisie-
rende Wirkung des Rechts nicht zur Entfaltung kommen läßt. Aus diesem 
Grunde soll die rechtliche Gleichstellung der Geschlechter zeitlich begrenzt 
wieder aufgegeben werden, bis eine Gleichheit der Rechte sich in einer von 
geschlechtsspezifischen Hemmnissen unbeeinflußten Gleichheit der Chancen 
widerspiegeln kann. 

Seit dem Beginn der achtziger Jahre wird dieses Konzept, dessen Wurzeln 
in der verfassungs rechtlichen Debatte in den Vereinigten Staaten und auf der 
Ebene des Internationalen Rechts zu finden sind, in der Bundesrepublik 
Deutschland mit zunehmender Intensität erörtert, ohne daß sich bisher frei-
lich ein Konsens darüber gebildet hätte, ob eine solche Politik die Gleichstel-
lung der Geschlechter auf lange Sicht überhaupt zu befördern vermag. Unge-
achtet dieser Differenzen werden erste Maßnahmen umgekehrter Diskrimi-
nierung bereits praktiziert: Neben die vor allem in privatwirtschaftlichen 
Unternehmen schon seit geraumer Zeit eingeführten Programme und Pläne 
zur Frauenförderung sind in mehreren politischen Parteien und in den meisten 
Bundesländern Regelungen getreten, die in unterschiedlichem Ausmaß eine 
Rechtsungleichheit im Verhältnis der Geschlechter etablieren. 

Im rechtswissenschaftlichen Schrifttum hat diese Entwicklung bisher - mit 
wenigen Ausnahmen - kein nennenswertes Echo ausgelöst, obwohl sie die auf 
den Gleichheitssätzen der Verfassung beruhende rechtliche Ordnung der 
Konkurrenz von Frauen und Männern in radikaler Weise in Frage stellt. 
Gerade dieser Umstand begründet die besondere Schwierigkeit, dem Konzept 
der umgekehrten Diskriminierung gerecht zu werden; es ist nicht leicht, zwi-
schen den Extremen völliger Ablehnung und vorbehaltloser Zustimmung den 
Weg zu einer nüchternen wissenschaftlichen Auseinandersetzung zu finden. 
Die vielgestaltigen konkreten Vorschläge und die bereits in geltendes Recht 
übernommenen Regelungen verlangen nach einer differenzierten rechtlichen 
Würdigung, und sie nötigen dazu, manche vertrauten Formulierungen des 
Verfassungstextes kritisch und unvoreingenommen "neu" zu lesen. Für diese 
Aufgabe eine erste Grundlage zu schaffen, ist das Ziel der vorliegenden 
Arbeit; ihre ThemensteIlung ist in dreifacher Hinsicht eingegrenzt: 

- Allein das Phänomen der umgekehrten Diskriminierung wird den Gegen-
stand der Untersuchung bilden, denn hier zeigen sich die charakteristischen 
Strukturen der "Frauenförderung" in exemplarischer Schärfe. Überdies 
wird der Schwerpunkt der Überlegungen auf der Diskussion von Quoten-
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regelungen als der praktisch wichtigsten rechts technischen Form der umge-
kehrten Diskriminierung liegen: hier vor allem führt die juristische Analyse 
in verfassungsrechtliches Neuland, und auch die politische Auseinanderset-
zung konzentriert sich heute auf diese umstrittene, weil besonders wir-
kungsvolle Strategie. Diejenigen Formen der Frauenförderung hingegen, 
die ohne eine Abweichung vom Grundsatz der Rechtsgleichheit der 
Geschlechter auskommen, bleiben damit außer Betracht. 

- Es soll ausschließlich um die (verfassungs-) rechtliche Bewertung der umge-
kehrten Diskriminierung gehen; die Frage nach der Notwendigkeit und dem 
politischen Nutzen einer solchen Politik soll nur dort erörtert werden, wo 
sie für die juristische Argumentation von Bedeutung ist: Denn die mit wach-
sender Dringlichkeit erhobene Forderung nach umgekehrter Diskriminie-
rung stellt mittlerweile auch unabhängig von der Frage ihrer politischen 
Zweckmäßigkeit eine Herausforderung dar, der der Gesetzgeber nicht län-
ger ausweichen kann. Eine Bewertung der umgekehrten Diskriminierung 
unter rechtlichen Gesichtspunkten ist um so dringender geboten, als für den 
öffentlichen Dienst in Bund und Ländern Verwaltungsvorschriften zur 
Frauenförderung bereits bestehen und sich dem Vorwurf ausgesetzt sehen, 
in Verletzung materiellen Verfassungsrechts und überdies unter Mißach-
tung der gesetzgeberischen Entscheidungsprärogative ergangen zu sein. 
Aus diesem Grunde soll nicht die politische Richtigkeit dieser Strategie 
erörtert werden, sondern es gilt, den rechtlichen Gestaltungsspielraum zu 
präzisieren, der die Möglichkeiten einer solchen Politik bestimmt. Dies 
erlaubt auch eine Beschränkung auf die verfassungsrechtlichen Probleme, 
die mit dem Vorschlag der umgekehrten Diskriminierung verbunden sind; 
Fragen des einfachen Rechts werden nicht behandelt. 

- Die Überlegungen werden sich schließlich auf den öffentlichen Dienst sowie 
auf das Recht der politischen Parteien und damit auf zwei Sachgebiete kon-
zentrieren, die für die Vorschläge und Regelungen umgekehrter Diskrimi-
nierung in der bisherigen Entwicklung eine besondere Rolle spielen. 
Andere Zielgebiete der Frauenförderung, die ebenfalls von besonderen ver-
fassungsrechtlichen Regelungen geprägt sind und daher gesonderter 
Betrachtung bedürfen - die Hochschulen, der privatwirtschaftliche Sektor 
oder die Wahlen zu den Parlamenten -, werden hingegen ausgeklammert. 
Doch die Schlüsselfunktion, die dem öffentlichen Dienst auf dem Feld des 
Arbeitslebens und den Parteien für die politische Partizipation in Staat und 
Gesellschaft zukommt, rechtfertigt diese Begrenzung auf dem derzeitigen 
Stand der rechtspolitischen Entwicklung. Denn gerade in diesen beiden 
Bereichen hat sich das Konzept der umgekehrten Diskriminierung in der 
öffentlichen Diskussion schon so weit konkretisiert, daß erste Regelungs-
modelle Eingang in die politische und rechtliche Praxis gefunden haben und 
damit als Diskussionsgrundlage dienen können. 
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